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dann zum Schadenersatz nur eine Entscheidung, und zwar 
die im Strafverfahren. Das erhöht zugleich seine erzieheri­
sche Wirkung.

Ist es geboten, daß die Sache bei der Konfliktkommission 
verbleibt, wird der Ausgang des Strafverfahrens abgewartet 
und dann der Antrag auf Schadenersatz entsprechend ergänzt 
oder erweitert.

Hat der Betrieb die Frist zur Geltendmachung der mate­
riellen Verantwortlichkeit versäumt und ergibt die staatsan- 
waltschaftliche Prüfung des Geschehens, daß keine Anhalts­
punkte für eine Straftat vorliegen, wird der betreffende Lei­
ter für den daraus abzuleitenden finanziellen Verlust (ent­
gangene Geldforderung) materiell verantwortlich zu machen 
sein.

In den Fällen, in denen das jedoch zu Widersprüchen füh­
ren kann und zu Entscheidungen, die nicht überzeugen, weil 
dabei der eigentliche Schadensverursacher völlig außer Be­
tracht bleibt (z. B. wenn der ursprüngliche Schaden durch 
eklatante Arbeitspflichtverletzungen verursacht wurde, wie 
Alkoholmißbrauch oder vorsätzliche Pflichtverletzungen, ohne 
daß eine Straftat vorliegt), verlangt der Staatsanwalt inner­
halb der Jahresfrist gemäß § 32 StAG nachträglich noch vom 
Betrieb die Geltendmachung der materiellen Verantwortlich­
keit gegen den ursprünglichen Schadensverursacher oder er 
stellt selbst den Antrag. Auf die Pflichtverletzung des be­
trieblichen Leiters, der die Frist zur Geltendmachung ver­
säumt hat, wird dann in der Regel mit einem Verlangen auf 
Durchführung eines Disziplinarverfahrens (§ 32 StAG) rea­
giert. Dabei gehen wir davon aus, daß die Geltendmachung 
der materiellen Verantwortlichkeit bei Vorliegen der gesetz­
lichen Voraussetzungen (§•§ 260 ff. AGB) eine Rechtspflicht 
des Betriebes ist (vgl. auch § 2 Abs. 3 der АО über die Er­
höhung von Ordnung und Disziplin zur Verhütung materiel­
ler und finanzieller Verluste vom 14. September 1977 [GBl. I 
Nr. 29 S. 335]), deren Verletzung die persönliche Verantwort­
lichkeit des betreffenden Leiters nach sich ziehen muß.

Mit der geschilderten Arbeitsweise bei der Überprüfung 
der Konfliktkommissionsbeschlüsse, die auch die Reaktion 
auf begünstigende Rechtsverletzungen und Versäumnisse, die 
eine gründliche Untersuchung und Beurteilung des Gesche­
hens im Betrieb zumindest zeitweilig beeinträchtigt hatten, 
sowie die weitere zielgerichtete vorbeugende Tätigkeit um­
schließt, berücksichtigen wir die Erfahrung, daß noch nicht 
überall — teils aus Unkenntnis oder auch aus falschen be­
trieblichen Überlegungen — die Sicherheits- und Justizorgane 
von besonderen Vorkommnissen mit Straftatencharakter in­
formiert werden. Wie die Praxis zeigt, trägt die dargelegte 
Arbeitsweise dazu bei, Aufmerksamkeit und Aktivität bei 
den gesellschaftlichen Kräften zu fördern und die gesetzli­
chen Leitungsverantwortungen für die Gewährleistung der 
Gesetzlichkeit zu stärken.
HANS-PETER PFENNIGS,
Staatsanwalt des Kreises Waren (Müritz)
SIEGFRIED SCHUBERT,
Staatsanwalt beim Staatsanwalt des Bezirks Neubrandenburg

Vergütung von „Feierabendarbeit“ 
nach dem Leistungsprinzip
Die gesetzlichen Regelungen über die Zulässigkeit, Vergütung 
und Kontrolle bei Leistung zusätzlicher Arbeit* haben zahl­
reiche Werktätige und Bürger dazu motiviert, unter Anlei­
tung und Kontrolle der staatlichen Organe, Betriebe und 
Einrichtungen anerkennenswerte Leistungen, insbesondere 
auch im Rahmen der Bürgerinitiative „Schöner unsere Städte 
und Gemeinden — Mach mit!“, zu erbringen. Die gesetzlichen 
Regelungen zielen gleichzeitig darauf ab, die Ordnung bei 
der Erbringung solcher Leistungen zu gewährleisten und ge­
legentlich auftretenden Verletzungen des sozialistischen 
Rechts im Zusammenhang mit solchen Tätigkeiten entgegen­
zuwirken.

Selbstverständlich gilt auch bei der „Feierabendarbeit“ 
das Grundprinzip der Verteilung im Sozialismus, das Lei­
stungsprinzip, d. h. daß die Vergütung der erbrachten Leistung 
entsprechen muß und demzufolge die Vergütung zusätzlicher 
Arbeit ausschließlich nach den Regelungen des Beschlusses 
zur Erhöhung von Ordnung und Disziplin sowie zur Durch­
setzung einer straffen Kontrolle bei Leistung zusätzlicher Ar­
beit vom 14. August 1975 (Ziff. 4) und der Anlage 3 der АО 
über die Zulässigkeit, Vergütung und Kontrolle zusätzlicher 
Arbeit vom 25. August 1975 zu erfolgen hat. Für die Vergü­
tung zusätzlicher Arbeit bei der Durchführung von Baumaß­
nahmen ist darauf zu orientieren, vorrangig Stundenvergü­
tungssätze gemäß der Anlage 3 dieser АО anzuwenden, weil

damit aufwendige Vorbereitungsarbeiten vermieden werden, 
die Abrechnung überschaubar ist und die Kontrolle der ord­
nungsgemäßen Abrechnung erleichtert wird.

Wenn Art und Umfang der Leistungen vor Beginn der 
Ausführungen exakt und eindeutig feststehen, können danach 
Vergütungsvorgaben sinngemäß wie Objektvergütungen er­
mittelt werden. Dabei ist der Zeitaufwand für die zu erbrin­
gende Arbeitsleistung auf der Grundlage gültiger Arbeits­
normkataloge des Ministers für Bauwesen oder anderer Mini­
sterien zu ermitteln. Als Normstunden können bei Maßnah­
men der „Mach mit!“-Bürgerinitiative auch die Angaben zur 
Arbeitszeit genutzt werden, die im Teil А der Broschüre 
„Katalog Selbsthilfe Haus — Hof — Grünanlagen“ (Verlag für 
Bauwesen) veröffentlicht sind. Dieser so ermittelte Zeitauf­
wand, multipliziert mit den jeweiligen Stundenvergütungs­
sätzen, ergibt die zu vereinbarende Gesamtvergütungssumme.

Objektvergütungen können aber auch auf folgender Basis 
vereinbart und gezahlt werden: Soweit in Preisanordnungen 
für Baureparaturen gemäß der АО Nr. Pr. 212 über die Preise 
für Baureparaturen vom 20. Mai 1982 (GBl.-Sdr. Nr. 1090) die 
Verarbeitungspreise gesondert ausgewiesen sind, können bis 
zu 70 Prozent der Verarbeitungspreise als Vergütungssumme 
für die nach dem Preisrecht für Baureparaturen (Preisbasis 
1982) in zusätzlicher Arbeit zu erbringenden Leistungen vor­
gegeben werden. Dabei ist jedoch zu beachten, daß bei der 
Anwendung von Verarbeitungspreisen, die entsprechend den 
Vorbemerkungen in den Preislisten für Baureparaturen die 
Vorhaltematerialkosten bzw. Vorhalteentgelte einschließlich 
für Energie-, Brenn- und Treibstoffe enthalten, der mögliche 
Höchstsatz um mindestens 10 Prozent zu mindern ist.

Die Anwendung der Preise für Neubauleistungen (АО 
Nr. Pr. 211 vom 20. Mai 1982 [GBl.-Sdr. Nr. 1090]) und der 
Preisliste „Bestimmungen zur Ermittlung der Preise für Bau­
reparaturen“ nach dem Stand vom 1. März 1983 bzw. 1985 ist 
für die Berechnung der Gesamtvergütung für Bauleistungen 
in zusätzlicher Arbeit nicht zulässig. Soweit dennoch Gesamt­
vergütungsvereinbarungen auf einer derartigen Basis zwi­
schen Auftraggeber und Feierabendbrigade abgeschlossen 
werden, sind sie nach § 68 ZGB nichtig, d. h. auf die unzu­
lässigerweise vereinbarte Vergütung besteht kein Rechtsan­
spruch. Anstelle der vereinbarten ungesetzlichen, das Lei­
stungsprinzip verletzenden Vergütung tritt die nach Anlage 3 
der genannten АО zulässige Vergütung.

Deshalb sind Auftraggeber, die Vergütungsangebote von 
Feierabendbrigaden im guten Glauben darauf akzeptiert ha­
ben, daß sie auf gesetzlicher Grundlage erarbeitet wurden, 
ohne sie nachzuprüfen oder nachprüfen zu lassen, immer gut 
beraten, nach Erbringung der Leistung anhand der insgesamt 
geleisteten Arbeitsstunden eine Überschlagskontrolle darüber 
zu machen, ob die Multiplikation mit den zulässigen Stunden­
vergütungssätzen nach Abs. 1 der Anlage 3 der genannten АО 
annähernd der vereinbarten Gesamtvergütung entspricht. Das 
setzt natürlich voraus, was leider allzuoft unterlassen wird, 
auch bei einer vereinbarten Gesamtvergütung die geleisteten 
Stunden kontrollfähig je Werktätigen zu erfassen. Die gesetz­
liche Verpflichtung dazu ergibt sich aus § 9 Abs. 2 der АО 
vom 25. August 1975.

Ist die vereinbarte Gesamtvergütung wesentlich höher als 
die überschlägig ermittelte zusätzliche Vergütung, ist in je­
dem Fall eine Auszahlung des überhöhten Vergütungsbetrags 
zu unterbinden. Ein Zahlungsverbot in solchem Fall ergibt 
sich für volkseigene Betriebe aus der Zahlungsordnung für 
die volkseigene Wirtschaft vom 24. Juni 1976 (GBl. I Nr. 25 
S. 349) und für staatliche Organe aus der Kassenordnung des 
Staatshaushalts vom 1. Juli 1974 (GBl. I Nr. 36 S. 341), nach 
denen Zahlungen nur dann geleistet werden dürfen, wenn sie 
nach den bestehenden Rechtsvorschriften zulässig sind. Was 
bei Feierabendarbeit als Vergütungszahlung gesetzlich zuläs­
sig ist, regelt Anlage 3 der erwähnten АО.

Für die Rückforderung ungesetzlich errechneter Vergü­
tungsbeträge besteht folgende rechtliche Möglichkeit: Die Re­
gelungen über zusätzliche Arbeit beruhen auf den Grundsät­
zen des sozialistischen Arbeitsrechts. Mit dem Abschluß von 
Vereinbarungen über die Leistung zusätzlicher Arbeit entste­
hen rechtlich besonders ausgestaltete Arbeitsrechtsverhält­
nisse, für die demzufolge auch die Bestimmungen des §126 
AGB über die Lohnrückforderung anzuwenden sind. Danach 
kann der Auftraggeber fehlerhaft errechneten Lohn (Vergü­
tung) vom Werktätigen zurückfordern. Grundsätzlich hat dies

* Beschluß zur Erhöhung von Ordnung und Disziplin sowie zur 
Durchsetzung einer straffen Kontrolle bei Leistung zusätzlicher 
Arbeit vom 14. August 1975 (GBl. I Nr. 35 S. 631) und АО über die 
Zulässigkeit, Vergütung und Kontrolle von zusätzlicher Arbeit bei 
der Vorbereitung und Durchführung von Baumaßnahmen vom 
25. August 1975 (GBl. I Nr. 35 S. 632) i. d. F. der VO über die An­
passung von Rechtsvorschriften an das GöV vom 25. Juli 1985 
(GBl. I Nr. 22 S. 253).


